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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
– Das bleibt auch so. Dann schließe ich hiermit die 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der Piraten hat direkte Abstimmung bean-
tragt. Diese führen wir jetzt durch. Erstens stimmen 
wir über den Inhalt des Antrags der Fraktion der 
Piraten Drucksache 16/2626 ab. Wer diesem An-
trag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Piraten. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und FDP. 
Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis abgelehnt worden. 

Zweitens stimmen wir über den Inhalt des Ent-
schließungsantrags der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
16/2705 ab. Wer möchte diesem Entschließungsan-
trag zustimmen? – Das sind die Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Die Piraten, CDU und FDP. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist der Antrag mit dem fest-
gestellten Abstimmungsergebnis angenommen, 
und wir sind am Ende dieses Tagesordnungs-
punkts. 

Ich rufe auf: 

17 Mietsteigerungen begrenzen – soziale Spal-
tung verhindern 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/2617 

Änderungsantrag  
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2715 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Frau Kollegin Philipp das Wort. 

Sarah Philipp (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist ein wenig schade, dass wir uns heute im 
Landtag wieder einmal mit einem Thema beschäfti-
gen müssen, das bei ausreichender Bundesgesetz-
gebung vermutlich hier im Landesparlament gar 
kein Thema geworden wäre. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

„Mietsteigerungen begrenzen – soziale Spaltung 
verhindern“, das ist der Titel des Antrags, den wir 
heute vorgelegt haben und mit dem wir uns heute 
beschäftigen möchten. 

Der Markt für preiswerte Wohnungen ist in den Bal-
lungszentren extrem angespannt. In Städten wie 
Düsseldorf, Köln oder Münster entstehen oft lange 
Warteschlangen, wenn sich die Leute nach bezahl-
barem Wohnraum umschauen, wenn sie sich für 
eine Besichtigung bewerben. 

So dramatisch wie im Augenblick war die Lage auf 
dem Wohnungsmarkt seit mehr als 20 Jahren nicht. 
Steigende Mieten – das ist nichts Neues – belasten 
vor allem Geringverdiener und Einkommensschwa-
che, die zunehmend Probleme haben, sich mit an-
gemessenem Wohnraum zu versorgen. Neu ist je-
doch, dass das inzwischen auch für Bevölkerungs-
gruppen mit durchschnittlichem Einkommen gilt, die 
unter den steigenden Kaltmieten und den zuneh-
menden Energiekosten, der sogenannten „zweiten 
Miete“, zu leiden haben. 

(Zuruf von der FDP) 

Die Wohngesamtkosten machen heute bereits 30 
bis 40 %, in der Spitze sogar 50 % des Haushalts-
einkommens aus. Die Mietpreise und die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit der Mieterinnen und Mieter 
haben sich in den letzten Jahren ganz bedenklich 
auseinanderentwickelt. Dies müssen wir zur Kennt-
nis nehmen. 

Wir müssen zugleich die Aufgabe annehmen, den 
Anstieg der Mieten und die Verdrängung ganzer 
Bevölkerungsgruppen aus sehr begehrten Stadt-
vierteln zu stoppen. Dazu brauchen wir ein Instru-
ment, doch dazu wiederum müssen wir sehr genau 
bestimmen können, wo in unserem Land die Ver-
sorgung mit angemessenem Wohnraum gefährdet 
ist. 

Mit dem vorliegenden Antrag fordern wir die Lan-
desregierung heute auf, in einer Verordnung genau 
jene Gebiete zu bestimmen, in denen die ausrei-
chende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwoh-
nungen zu angemessenen Bedingungen ganz be-
sonders gefährdet ist. 

Wir müssen für die nächsten fünf Jahre anhand 
empirischer Untersuchungen – das ist die Voraus-
setzung – festlegen können, wo genau diese Ge-
meinden bzw. Stadtviertel sind. Es geht auch da-
rum, diese Gebiete kleinräumig zu bestimmen. Erst 
danach kann dort der mögliche Anstieg der Wohn-
raummiete innerhalb von drei Jahren von 20 % auf 
15 % bis hin zur ortsüblichen Vergleichsmiete abge-
senkt werden. Das ist die sogenannte Kappungs-
grenze. 

Rechtsgrundlage hierfür ist § 558 Abs. 3 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs, und dessen entsprechende 
Änderung wird in Kürze, nämlich ab dem 1. Mai 
2013, in Kraft treten. 

Diese bundesgesetzliche Regelung ist allerdings 
aus unserer Sicht immer noch unzureichend, da 
damit kein landesweiter Schutz der Mieterinnen und 
Mieter erreicht werden kann. Damit die Mieter wirk-
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sam und rechtssicher vor diesen unzumutbaren 
Mietsteigerungen geschützt werden können, wollen 
wir noch einen Schritt weitergehen und fordern, 
demnächst bundesweit zu regeln, dass Mieterhö-
hungen innerhalb von vier Jahren maximal 15 % be-
tragen dürfen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die von CDU/CSU 
und FDP im Bundestag durchgesetzte Mietrechts-
novelle stellt sich deutlich auf die Seite der Hausbe-
sitzer und Vermieter und ignoriert weitestgehend die 
Probleme der Wohnungsknappheit in Ballungszen-
tren, und zwar in all ihren Facetten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Bezahlbare und vor allem qualitativ gute Wohnun-
gen sind ein grundlegendes Bedürfnis, sind Lebens- 
und Rückzugsraum und damit auch ein grundle-
gender Bestandteil der Daseinsvorsorge. Wohn-
raum in der Stadt darf keine Ware werden, sondern 
ist ein Grundrecht, das für alle Mitglieder der Ge-
sellschaft gleichermaßen gelten muss. Die Be-
schränkung von Mietsteigerungen ist demnach nicht 
nur eine wohnungspolitische, sondern – das möch-
ten wir heute noch einmal betonen – eine sozialpoli-
tische Maßnahme. 

Wir stellen uns mit diesem Antrag an die Seite der 
Mieterinnen und Mieter in Nordrhein-Westfalen. Ich 
bitte Sie deshalb: Unterstützen Sie uns in diesem 
Antrag. – Recht herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht Frau Kollegin Schneckenburger. 

Daniela Schneckenburger (GRÜNE): Sehr geehr-
te Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Es gibt ein wachsendes Problem in Nordrhein-
Westfalen, insbesondere in den Städten an der 
Rheinschiene, aber nicht nur da, sondern beispiels-
weise auch in den Universitätsstädten des Landes. 

Das wachsende Problem sind seit Langem anstei-
gende Mieten. Sie steigen lageabhängig, aber ins-
besondere für große Wohnungen. Ursache sind 
zum einen der anhaltende Trend zur Rückkehr in 
die Städte und die nicht ausreichende Bautätigkeit 
auf dem Mietwohnungssektor, aber – das kommt 
erschwerend hinzu – natürlich auch steigende Stu-
dierendenzahlen. 

Darum hat der Deutsche Städtetag gestern auf sei-
ner Hauptversammlung auf diese rasant zuneh-
mende Problematik des Wohnungsmangels in 
Deutschland aufmerksam gemacht. Der Deutsche 
Städtetag verweist ebenso darauf, dass der Trend 
zum Wohnen auf der grünen Wiese zurückgeht und 

die Stadtbevölkerung mittlerweile wieder deutlich 
zunimmt. 

Die zehn Städte mit dem größten Bevölkerungs-
wachstum in Deutschland verzeichnen eine Bevöl-
kerungszunahme von 3 bis 9 %. Dem entspricht 
spiegelbildlich auch der Verlust von Bevölkerung in 
eher ländlichen Regionen. Das gilt genauso für 
Nordrhein-Westfalen. Auch hier haben wir eine un-
gebrochene Dynamik des Wachstums in der Rhein-
schiene mit den entsprechenden Folgerungen und 
Verwerfungen auf dem Mietwohnungsmarkt. 

Leben in der Stadt ist für viele Menschen attraktiv. 
Das gilt für attraktive Großstädte und für Universi-
tätsstädte. Inzwischen fehlen überall bezahlbare 
Wohnungen. Die doppelten Abiturjahrgänge werden 
die Problematik sicherlich noch einmal verschärfen. 
Zu beobachten ist aber auch eine Zunahme von 
Singlehaushalten. Die Anzahl der Haushalte in 
Nordrhein-Westfalen steigt also trotz Rückgangs der 
Bevölkerungszahlen. Das ist die Lage. Das ist die 
Situation.  

Was tut man dagegen? Politik muss handeln. Wir 
sind der Auffassung, dass Politik da gefragt ist, dass 
die Länder und der Bund handeln müssen.  

Die Bundesregierung hatte auch die Chance, mit 
der Mietrechtsnovelle zu handeln, kraftvoll und 
energisch zu handeln. Sie hat zwar anerkannt, dass 
es ein Problem gibt. Sogar Schwarz-Gelb hat aner-
kannt, dass es ein Problem gibt und hat in der Miet-
rechtsnovelle insofern eine entsprechende Ermäch-
tigung für die Länder geschaffen. Aber leider hat 
Schwarz-Gelb nicht kraftvoll gehandelt.  

Es fehlt eine Bundesverordnung für eine Kap-
pungsgrenze, die eben nicht nur das Heft des Han-
delns an die Länder gibt, die wiederum in einem 
komplizierten Gutachterverfahren dann nur handeln 
können, sondern die dafür gesorgt hätte, dass es 
eine Bundesermächtigung gibt, wachsenden Miet-
preisen und der Wohnungsnot entgegenzutreten. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen darüber hinaus 
auch auf die Maklerkosten hingewiesen. Auch das 
ist eine Forderung, die übrigens der Städtetag teilt. 
Maklerkosten werden gerade durch steigende Mie-
ten noch einmal problematischer bei Neuvermietun-
gen.  

Insofern sind das zwei Maßnahmen, von denen wir 
meinen, die können dämpfend auf den Mietwoh-
nungsmarkt wirken, genauso wie andere Maßnah-
men, nämlich die Neuorientierung der sozialen 
Wohnraumförderung, die Neuausrichtung der Mittel. 
Das haben wir in Nordrhein-Westfalen gemacht. In-
sofern haben wir wesentliche Stellschrauben be-
dient. 

Es ist bedauerlich, dass das Thema „Wohnen“ bei 
der schwarz-gelben Bundestagsmehrheit in 
schlechten Händen ist. Das spüren sehr viele Men-
schen in den Großstädten Deutschlands und auch 
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in Nordrhein-Westfalen. Das Thema „Mietsteigerun-
gen in den wachsenden Städten“ wird nicht ange-
gangen. Bei der energetischen Gebäudesanierung 
werden auch die Rechte der Mieterinnen und Mieter 
abgebaut. Die soziale Stadterneuerung ist von der 
Bundesregierung geschleift worden.  

Das alles zusammen genommen sind Maßnahmen, 
die eine enorme soziale Problematik für die wach-
senden Städte im Rheinland beinhalten, aber auch 
in Münster. Das ist nicht nur ein Problem des Rhein-
landes. 

Wir fordern die Landesregierung auf, bitten die Lan-
desregierung, im Interesse der Mieter und Mieterin-
nen zu handeln. Denn Mieter/innenrechte in Nord-
rhein-Westfalen sind bei dieser Landesregierung in 
guten Händen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU-Fraktion hat Herr Kollege 
Voussem das Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Ausführun-
gen von Frau Kollegin Schneckenburger haben ein-
deutig gezeigt: Der vorliegende Antrag von Rot-
Grün ist allein dem Wahlkampf geschuldet und eine 
reine Showveranstaltung.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Mietrechtsänderung wurde im Bundesgesetz-
blatt Nr. 13 vom 18. März 2013 verkündet und tritt 
zum 1. Mai 2013 in Kraft. Die Änderung des Miet-
rechts wurde vom Bundesrat am 1. Februar 2013 
gebilligt, da keine Mehrheit für die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses zustande kam. 

Der Antrag ist obsolet, da die Landesregierung auch 
ohne Parlamentsbeschluss die im Antrag geforderte 
Verordnung gemäß § 558 Abs. 3 Bürgerliches Ge-
setzbuch erlassen kann. 

Meine Damen und Herren, was ist das für ein 
Bauminister, der die Möglichkeiten, die ein neues 
Bundesgesetz bietet, nicht von sich aus aus-
schöpft? Muss die rot-grüne Koalition den Minister 
mit einem solchen Antrag tatsächlich zum Jagen 
tragen? Ich weiß es nicht. 

Ebenso erschütternd ist, dass die Argumentation 
des Antrags in sich sinnlos ist. Entweder man ist für 
die Novelle. Dann ist der Antrag überflüssig. Oder 
man ist gegen die Novelle. Dann kann man nicht 
den im Antrag formulierten Beschluss fassen. Also: 
Entweder setzt die Landesregierung das um, was 
im Bundesgesetz steht, oder sie lässt es. 

Die Bundesregierung hat mit der Mietrechtsnovelle 
einen guten Vorschlag gemacht, der alle Interessen 
abgewogen berücksichtigt. Die bisherige Kap-
pungsgrenze wurde seinerzeit von Rot-Grün einge-

führt. Schwarz-Gelb hat diese Regelung deutlich 
verbessert, und trotzdem ist Rot-Grün heute dage-
gen. Rot-Grün fordert auf der einen Seite eine Be-
grenzung der Mietpreissteigerungen. Auf der ande-
ren Seite haben Sie, Herr Minister Groschek, bei 
der sozialen Wohnraumförderung selbst die Miete 
auf einen Schlag um 20 % erhöht. Das trifft die so-
zial Schwächsten.  

Rot-Grün fordert von den Kommunen und Investo-
ren mehr Engagement, schafft es aber selber nicht, 
die Fördermittel der sozialen Wohnraumförderung 
komplett zu bewilligen, sondern lediglich zu 50 %.  

Die Ahnungslosigkeit dieser Landesregierung und 
der sie tragenden Fraktionen konnte man zuletzt am 
22. März 2013 zum Tagesordnungspunkt „Bezahl-
bares Wohnen und wohnungspolitische Innovatio-
nen brauchen bezahlbares Bauland“ hier im Land-
tag erfahren. Ich zitiere mit Genehmigung der Prä-
sidentin den Finanzminister Dr. Norbert Walter-
Borjans: 

„Wir haben uns angeguckt, wie die Wohnungs-
bauförderung der NRW.BANK aussah, als wir 
die Regierung übernommen haben. Da haben 
Sie die Förderung des Einfamilienhäuschens für 
Bessergestellte als sozialen Wohnungsbau ver-
kauft. Damit haben Sie die Statistik aufgeblasen 
und gleichzeitig noch Ihre Klientel bedient.“ 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der SPD: So ist es!) 

Richtig, meine Damen und Herren, ist vielmehr: Ob 
sozialer Wohnungsbau oder Eigentumsmaßnahme, 
es sind jeweils die gleichen Bevölkerungsgruppen 
mit dem gleichen Eigentum. 

Der damalige und der heutige Beifall von Rot-Grün, 
meine Damen und Herren, zeigt mir: Rot-Grün und 
der Finanzminister kennen die eigenen Wohnraum-
förderbestimmungen bis heute nicht. Das ist 
schlimm für unser Land.  

Fazit: Rot-Grün handelt nicht im Interesse von Mie-
tern oder Eigentümern, sondern ausschließlich 
wahltaktisch. Machen Sie nur weiter so! – Schönen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Jochen 
Ott [SPD]: So machen wir weiter!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Voussem. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr Kol-
lege Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kollege Voussem, schönen 
Dank dafür, dass Sie auf die Wahlkampforgie schon 
einleitend hingewiesen haben. Was gesagt ist, 
brauche ich nicht zu sagen. Schönen Dank dafür, 
dass Sie schon darauf hingewiesen haben, dass 
Schwarz-Gelb in Berlin die jetzt unsozial dargestell-
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ten Kappungsgrenzen verbessert hat. Schönen 
Dank dafür. Das macht es alles etwas kürzer. 

Frau Kollegin Philipp, Sie stellen Nordrhein-
Westfalen dar als ein Land, aus dem Mieter vertrie-
ben werden. Wir haben 396 Gemeinden. Von denen 
sind Problemgemeinden sicherlich die Ballungszen-
tren, die Sie angesprochen haben, sicherlich auch 
Teile im Ruhrgebiet. Wir beide kommen aus Duis-
burg und wissen, wovon wir reden. Das ist eine 
Handvoll von Gemeinden.  

Also müssen wir zum Ersten mal festhalten: Es 
handelt sich nicht um ein Allgemeinproblem. 
Gleichwohl handelt es sich um ein Problem, das wir 
angehen müssen. 

Meine Damen und Herren, zumindest tendenziell 
wird aus Ihrem Antrag deutlich, dass es sich um ei-
ne Vermieterschelte handelt. Darüber müssen wir 
reden.  

Wer ist denn für die Mietpreiserhöhungen verant-
wortlich? – Sicherlich der Vermieter – völlig klar –, 
aber doch zum Beispiel auch die Kommunen. Mit 
ihrer Stadtplanung, mit ihren Stadtentwicklungskon-
zepten sind sie Aufgabenträger dafür, dass es eine 
gesunde sozialdurchmischte Stadt gibt. Mit der Bau-
leitplanung setzen sie die Konzepte um. Mit der 
Baulandfreigabe, mit dem Baulandmarkt können sie 
hier selbst tätig werden. Mit den kalkulatorischen 
Zinsen im Bereich Wasser und Abwasser greifen 
sie sofort in die Miete ein. Mit der Grundsteuer B 
ziehen sie selbst die Miete hoch. Also muss man 
sich fragen: Ist das nur der Vermieter, oder ist das 
nicht auch die öffentliche Hand? Und auch der Bund 
hat eine Verantwortung: Energieeinsparverordnung 
2009, Umswitchen auf 2012 mit den daraus resultie-
renden enormen Kosten. Nicht zuletzt deswegen 
hat die FDP auf Bundesebene das ja gestoppt. Das 
Gegenteil von gut ist nicht schlecht, sondern gut 
gemeint. Wir haben gesagt: Nein, das kann so nicht 
richtig sein.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Meine Damen und Herren, nehmen wir doch ein-
fach mal das Beispiel Düsseldorf. Da wird die 
Scheinheiligkeit doch klar. Nicht jeder kann es sich 
leisten, in Kaiserswerth zu wohnen. In Garath liegt 
die Miete bei rund 6,50 € pro Quadratmeter. In Düs-
seldorf-Kaiserswerth liegt sie bei 12, 13 € pro Quad-
ratmeter. Nehmen wir einmal einen mittleren Stadt-
teil, zum Beispiel Oberbilk. Dort liegt die durch-
schnittliche Miete bei rund 9 € pro Quadratmeter. 
Ich bleibe bei der hohen Erhöhungsmöglichkeit von 
20 % in vier Jahren. Das bedeutet für den Vermieter 
eine Mietpreiserhöhung von 37,5 Cent pro Quad-
ratmeter und Jahr. Das ist ja wohl eine ganz 
schlimme Sache! Herr Minister, Sie haben erlaubt, 
die Bezugsmiete im Bereich sozialer Wohnungsbau 
um 1 € pro Quadratmeter zu erhöhen. Da muss ich 
doch fragen: Was ich letztendlich im Bereich sozia-

ler Wohnungsbau bezogen auf Kommunen und 
Wohnungsbaugesellschaften mit 1 € erlaube, das 
will ich einem privaten Vermieter nicht erlauben? 
Das kann so nicht richtig sein. 

(Jochen Ott [SPD]: Darum geht es nicht! Sie 
vergleichen Äpfel mit Birnen! Dass Sie sich 
nicht schämen! Das ist doch wohl ein 
Scherz!) 

– Herr Kollege, keep cool. Wenn Sie etwas zu sa-
gen hätten – Konjunktiv –, dann könnten Sie ja 
gleich eine Kurzintervention anmelden. Nutzen Sie 
das doch mal.  

(Jochen Ott [SPD]: Zu so etwas? Das lohnt 
sich nicht! Sie verstehen es eh nicht!) 

Der nächste Punkt ist, dass der Antrag falsch, in je-
dem Falle handwerklich nicht gelungen ist. Zumin-
dest ist er missverständlich. Denn Sie wollen ja eine 
landesweite Kappungsgrenze einbauen. Im dritten 
Absatz Ihres Antrags schreiben Sie nämlich: 

„Die … Möglichkeit zur Herabsetzung der Kap-
pungsgrenzen von Mieterhöhungen auf 15 Pro-
zent in Gebieten, in denen eine angemessene 
Mietraumversorgung der Bevölkerung gefährdet 
ist, reicht nicht, um Mieterhöhungen landesweit 
wirksam zu begrenzen.“ 

Wir haben doch eben deutlich gemacht, dass es in 
den größten Teilen des Landes die Probleme nicht 
gibt, dass es aber Teilbereiche gibt, wo wir tatsäch-
lich handeln müssen. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend las-
sen Sie mich sagen: Erstens. Das ist Wahlkampf. 
Deswegen sind Sie gar nicht daran interessiert, 
über den Antrag im Ausschuss zu beraten. 

Zweitens. Er ist nicht präzise. Kollege Ott, ich kann 
es ja verstehen. Wir beide sind ja Rheinländer. Für 
den Rheinländer ist ja präzise ungefähr genau. Aber 
das ist er ja noch nicht einmal. Der ist handwerklich 
schlecht.  

Präsidentin Carina Gödecke: Präzise ist die Re-
dezeit jetzt vorbei. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Minister, wenn sol-
che Missverständnisse da sind, kommen die Jungs 
nicht mal bei Ihnen vorbei und sagen: „Guck doch 
einmal nach, ob das handwerklich in Ordnung ist“? 
Die Landesregierung hat doch eine Beratungsfunk-
tion gegenüber dem Parlament. Da müssen Sie 
doch einmal Ihrer Pflicht nachkommen. Das verste-
he ich nicht.  

(Beifall von der FDP – Jochen Ott [SPD]: Der 
berät Sie gleich gerne, damit Sie verstehen, 
um was es geht!) 

Meine Damen und Herren, es kann nicht richtig 
sein, hier eine allgemeine Vermieterschelte zu ma-
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chen. Wir brauchen privates Kapital für öffentliche 
Aufgaben. Ich bedaure, dass das hier eine Wahl-
kampfveranstaltung ist. Schade.  

(Beifall von der FDP – Jochen Ott [SPD]: Ich 
bedaure, dass Sie immer noch nichts begrif-
fen haben! Unglaublich!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. Ihre Redezeit ist jetzt leider vorbei. 

Holger Ellerbrock (FDP): Schade. 

Präsidentin Carina Gödecke: Manchmal ist das 
Leben hart. – Für die Piraten spricht Herr Kollege 
Wegner. 

Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Der uns vor-
liegende Antrag der Fraktionen der SPD und der 
Grünen ist im Prinzip Formsache. In diesem Antrag 
wird die Landesregierung aufgefordert, das zu tun, 
wozu der Bundesgesetzgeber sie kürzlich ermäch-
tigt hat. Und das ist auch richtig so. Das ist sozusa-
gen Pflicht.  

Die Senkung der Kappungsgrenze von 20 auf 15 % 
wird zwar nicht die brennenden Probleme auf den 
Wohnungsmärkten lösen – das sind doch vor allem 
die Probleme der Menschen in diesem Land –, aber 
sie ist auch kein Schritt in die falsche Richtung.  

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Die Senkung der Kappungsgrenze von 20 auf 15 % 
wird die Preisspirale, die wir derzeit beobachten 
können, nicht stoppen. Sie wird auch nicht verhin-
dern, dass Mieterinnen und Mieter verdrängt wer-
den. Dafür hätten auf Bundesebene schon wirksa-
mere Maßnahmen beschlossen werden müssen, 
zum Beispiel die diskutierte Begrenzung bei den 
Neuvermietungen. Aber die Senkung der Kap-
pungsgrenze kann zumindest in einigen Fällen die 
Dynamik auf den Wohnungsmärkten abschwächen. 
Insofern ist dem vorliegenden Antrag zuzustimmen. 
Und hätten Sie ihn heute nicht eingebracht, dann 
hätten wir es getan. 

Ärgerlich ist nur, dass von der ausgestreckten Hand 
der Regierungsfraktionen wieder einmal nichts zu 
sehen war.  

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Es muss Ihnen ja wirklich unheimlich schwer fallen, 
den Telefonhörer in die Hand zu nehmen, um mal 
nach der Meinung anderer Fraktionen zu fragen. 
Auch dieser Antrag hätte schon in der Entstehung 
einen breiteren Konsens finden können. 

Aber lassen Sie uns nun im Sinne der Mieterinnen 
und Mieter die Sache auf den Weg bringen.  

Und da möchte ich noch auf einige Aspekte einge-
hen, die wir in einem heute vorliegenden Ände-
rungsantrag aufgeführt haben. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, erinnern Sie sich noch an den Erlass 
der Kündigungssperrfristverordnung Anfang 2012? 
Das war zwar vor unserer Zeit hier im Landtag, aber 
es ist auch uns nicht entgangen, dass sich die rot-
grüne Landesregierung mit dieser Verordnung nicht 
gerade mit Ruhm bekleckert hat.  

Warum erwähne ich das? Die Kündigungssperr-
fristverordnung ist aufgrund einer Ermächtigung der 
Landesregierung möglich, die im BGB verankert ist. 
Der Wortlaut der Ermächtigung im BGB bezüglich 
der Kündigungssperrfrist gleicht dem der Kap-
pungsgrenze bis ins Detail. Das heißt, auch für die 
Kündigungssperrfrist war eine Gebietsbestim-
mung – also eine qualifizierte empirische Untersu-
chung – nötig.  

Was daraus geworden ist, zählt jedoch nicht zu den 
Sternstunden der Landespolitik. Die Kolleginnen 
und Kollegen der SPD und der Grünen dürften das 
so ähnlich sehen. Das ist zumindest ihren damali-
gen Äußerungen so zu entnehmen. Herr Kollege Ott 
gab zum Beispiel vor einem Jahr zu Protokoll, man 
nehme die Kritik an der Gebietsbestimmung sehr 
ernst und werde sich kritisch mit der Verordnung 
auseinandersetzen.  

(Zuruf von Jochen Ott [SPD]  

– Gut, dieses Mal haben wir die Chance. Die Lan-
desregierung hat die Chance, von Beginn an eine 
wirklich qualitative geeignete Untersuchung auf den 
Weg zu bringen und damit auch die Qualität der 
Verordnung insgesamt zu garantieren. Dazu müsste 
die Landesregierung aber ihre Eitelkeiten ablegen, 
das Fachwissen der vielen Experten aus den Ver-
bänden frühzeitig einbeziehen und auch den Frakti-
onen frühzeitig Gelegenheit zur Mitwirkung geben.  

Bei der Kündigungssperrfristverordnung wurden 
weder die Betroffenen – also die Mieterinnen und 
Mieter – gefragt noch deren Verbände adäquat ein-
bezogen. Das darf dieses Mal nicht so laufen. Des-
halb bitte ich Sie darum: Schließen Sie sich unse-
rem Antrag an, sorgen Sie mit dafür, dass es kein 
Kappungsgrenzenfiasko gibt. Sorgen Sie für Trans-
parenz bei der Erstellung der Verordnung und für 
demokratische Mitbestimmung der Bevölkerung. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wegner. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Groschek.  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
nete! Ich will den Reigen jetzt nicht schließen, wie er 



Landtag   25.04.2013 

Nordrhein-Westfalen 2501 Plenarprotokoll 16/28 

 

heute Morgen – mit doch zu wahlkampflastigen Tö-
nen – begonnen wurde. Das Thema ist, wie ich fin-
de, ein ernstes. Deshalb sollten wir zumindest ver-
suchen, es auch ohne übertriebene Polemik ernst-
haft zu behandeln. Uns hört sowieso – außer uns 
selbst – niemand zu. Von daher brauchen wir jetzt 
hier keine Wahlkampfrunden und Scharmützel mit 
uns selbst zu betreiben. Die Abgeordneten sollten 
nicht Sparringspartner sein. Dafür sind die Diäten zu 
angemessen; dementsprechend sollten wir andere 
Tätigkeiten ausüben. Die Debattenredner sollten 
daher auch in fachlicher Hinsicht – und nicht, was 
Boxringqualitäten anbelangt – kompetent sein  

Von daher meinerseits nur ein paar Anmerkungen: 
Ich glaube, dass die Absenkung der Kappungs-
grenzen besser als nichts ist, aber nicht gut genug. 
Nordrhein-Westfalen wollte mehr. Wir sind leider im 
Bundesrat gescheitert, eine stärkere Absenkung der 
Kappungsgrenzen durchzusetzen. Möglicherweise 
bekommen wir auf dem Wege zur Umsetzung eine 
andere Bundesregierung, die das Umsetzungsver-
fahren dann überflüssig macht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Antrag ist richtig. Das haben die beiden Regie-
rungsfraktionen und die Fraktion der Piraten erklärt, 
weil es natürlich auch ein politisches Signal ist, 
deutlich zu machen, dass die Mieterinnen und Mie-
ter möglichst vor Ausbeutung zu schützen sind. Der 
Sozialstaat und die soziale Stadt müssen auch an 
der Mietrechnung ablesbar bleiben; das ist längst 
nicht der Fall. Wenn viele Menschen mehr als 40 % 
ihres Einkommens für Miete aufwenden müssen, ist 
das ein Indiz für Ausbeutung und nicht für Sozial-
staatlichkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Grundlagen für die Gebietskulissen müssen 
gutachterlich abgestimmt und gerichtsfest sein. 
Deshalb werden wir im Vergabeverfahren sieben 
Institute zur Abgabe eines Gutachtens auffordern, 
und wir werden in diesem Verfahren aus den Defizi-
ten der anderen Verordnungswege lernen. Wir wer-
den die Verbände – auch die kommunalen Verbän-
de und die Mieterverbände – frühzeitig einbeziehen. 
Ich garantiere Ihnen nicht, dass wir eine förmliche 
Landtagsbeteiligung durchführen werden. Das wür-
de nämlich eher verhindern, dass wir mit dem Ver-
fahren 2013 fertig werden und Anfang 2014 die 
Umsetzung hinbekommen. Ich werde aber selbst-
verständlich vor dem Inkraftsetzen den Fachaus-
schuss einbeziehen, mir dort Rat holen und infor-
mieren. Ich glaube dann bekommen wir gemeinsam 
das Bestmögliche in der Hoffnung hin, dass diese 
Verordnung schnellstmöglich überwunden wird, weil 
eine neue Bundesregierung ein besseres Mietrecht 
in Kraft setzen wird. Unsere Unterstützung hätte sie 
dabei.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Das bleibt auch so. Damit schließe ich die Beratung 
zu Tagesordnungspunkt 17.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
haben direkte Abstimmung beantragt. Die führen wir 
jetzt durch, und zwar erstens über den Änderungs-
antrag der Fraktion der Piraten Drucksache 
16/2715. Wer dem zustimmen möchte, bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Piraten. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU und FDP.  

(Zurufe) 

Möchte sich jemand enthalten? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Änderungsantrag … 

(Zurufe) 

– Entschuldigung! Es gab eine Enthaltung bei den 
Piraten. Damit ist der Änderungsantrag mit dem 
jetzt korrekt festgestellten Abstimmungsergebnis 
abgelehnt. 

Ich komme zweitens zur Abstimmung über den In-
halt des Antrages Drucksache 16/2617 der Frakti-
onen SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer dem 
zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Das sind SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und die Piraten. Wer stimmt dagegen? – 
Die FDP und die anwesenden Mitglieder der CDU. 
– Wer möchte sich enthalten? – Eine Enthaltung. 
Damit ist der Antrag mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis angenommen.  

Wir sind am Schluss des Tagesordnungspunktes 17 
und am Schluss der heutigen Debatte.  

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Frei-
tag, den 26. April 2013, 10 Uhr, und wünsche einen 
angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen.  

Schluss: 19:52 Uhr  

_______________________________________
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